
Albrecht, Clara; Panchenko, Tetyana

Article

ifo Migrationsmonitor: Einbürgerungspolitik
in Deutschland – aktuelle Entwicklungen und
Reformaussichten

ifo Schnelldienst

Provided in Cooperation with:
Ifo Institute – Leibniz Institute for Economic Research at the University of Munich

Suggested Citation: Albrecht, Clara; Panchenko, Tetyana (2023) : ifo Migrationsmonitor:
Einbürgerungspolitik in Deutschland – aktuelle Entwicklungen und Reformaussichten, ifo
Schnelldienst, ISSN 0018-974X, ifo Institut - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der
Universität München, München, Vol. 76, Iss. 10, pp. 45-51

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/279742

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/279742
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


45ifo Schnelldienst  10 / 2023  76. Jahrgang  11. Oktober 2023

DATEN UND PROGNOSEN

Deutschland ist seit vielen Jahren ein Einwanderungsland. 
Dieser Sachverhalt fand sich allerdings nicht in der Staats-
bürgerschaftsgesetzgebung wieder. Als Folge hat Deutsch-
land im EU-Vergleich eine weit unterdurchschnittliche Ein-
bürgerungsquote. Nach einer kontroversen Debatte über die 
Ausgestaltung der Einwanderungspolitik hat die Bundesre-
gierung das Gesetz nun reformiert und ein modernes Ein-
bürgerungsrecht geschaffen. Zukünftig wird die doppelte 
Staatsbürgerschaft für alle Herkunftsländer möglich sein 
und die Einbürgerung wird früher erfolgen können als bis-
her. Forschungsergebnisse belegen, dass sich ein schnelle-
rer und vereinfachter Zugang zur Staatsbürgerschaft positiv 
auf die soziale und wirtschaftliche Integration auswirkt.

IN KÜRZE

Clara Albrecht und Tetyana Panchenko

ifo Migrationsmonitor: Einbürgerungs-
politik in Deutschland – aktuelle  
Entwicklungen und Reformaussichten

In Deutschland wird seit vielen Jahren eine kontro-
verse und hitzige Debatte über die Ausgestaltung der 
Einwanderungspolitik im Allgemeinen und der Einbür-
gerungspolitik im Speziellen geführt. Nun hat die Re-
gierung im August dieses Jahres eine Gesetzesreform 
auf den Weg gebracht, die den Zugang zur deutschen 
Staatsbürgerschaft erleichtern soll, und so ein zent-
rales Anliegen aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt 
(BMI 2023a). 

Kritiker*innen der Reform vertreten die Auffas-
sung, dass die deutsche Staatsbürgerschaft erst am 
Ende einer erfolgreichen Integration erteilt werden 
sollte und der Zugang eher erschwert als erleichtert 
werden sollte. Im Zuge der Debatte um die anstehende 
Reform wurde u. a. vom »Verramschen« der deut-
schen Staatsbürgerschaft gesprochen (Bethke 2022). 
Die Regierungsparteien argumentierten hingegen, 
dass durch die Reform u. a. die Lebens- und Inte
grationsleistungen eingewanderter Menschen aner-
kannt würden und den Menschen eine Integrations-
perspektive gegeben würde (Deutscher Bundestag 
2022). Die zugrundeliegende Annahme ist hierbei, dass 
Einbürgerung als Anreiz für eine erfolgreiche Integra-
tion angesehen wird und zu einem frühen Zeitpunkt 
erfolgen sollte. 

DIE ENTWICKLUNG DES 
STAATSBÜRGERSCHAFTSRECHTS

Die Einbürgerung in Deutschland ist im Staatsange-
hörigkeitsgesetz (StAG 1913) geregelt, das am 22. Juli 
1913 vom Parlament des Deutschen Reiches verab-
schiedet wurde. Es wurde nur sehr langsam geändert, 
was die Tatsache erklärt, dass bis in die 1990er Jahre 
nur Menschen deutscher Abstammung für die deut-
sche Staatsbürgerschaft in Frage kamen und bis An-
fang der 2000er Jahre jede Form von Mehrstaatigkeit, 
selbst in Ausnahmefällen, verboten war. Die Regeln 
für die Einbürgerung wurden 1999 durch eine Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechts erheblich vereinfacht 
und liberalisiert: Das sogenannte Herkunftsprinzip 
(ius sanguinis) wurde um das Geburtsortprinzip (ius 
soli) ergänzt, das Kindern ausländischer Eltern ab Ge-
burt die deutsche Staatsbürgerschaft zuerkannte.1 
1	 Voraussetzung ist, dass mindestens ein Elternteil seit wenigstens 
acht Jahren seinen rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt in 
Deutschland hat. Bei Geburt des Kindes ab dem 28. August 2007 
muss mindestens ein Elternteil zudem ein unbefristetes Aufenthalts-
recht haben (Auswärtiges Amt 2022).

Zusätzlich wurde unter bestimmten Voraussetzun-
gen die doppelte Staatsbürgerschaft zugelassen.2 Seit 
2007 ermöglicht Deutschland EU-Bürger*innen und 
Schweizer*innen den Erwerb der deutschen Staats-
bürgerschaft unter Beibehaltung ihrer bisherigen 
Staatsangehörigkeit. 

EINBÜRGERUNGEN IM ZEITVERLAUF  
UND HERKUNFTSLÄNDER

Erst im vergangenen Jahr hat Deutschland erstmals 
wieder mehr ausländische Staatsbürger*innen einge-
bürgert als 20 Jahre zuvor. Im Zeitverlauf seit 2002 
zeigt sich, dass die Einbürgerungszahlen erst stark 
sanken und dann auf niedrigem Niveau stagnierten. 
Seit 2019 ist – mit Ausnahme des Coronajahres 2020 
– eine Zunahme erkennbar (vgl. Abb. 1). Ein wichtiger 
Grund für den Einbruch der Einbürgerungszahlen lässt 
sich vor allem damit begründen, dass im Jahr 2000 im 
Zuge einer Reform des Staatsbürgerschaftsrechts das 
Geburtslandprinzip eingeführt wurde. Dieses führte 
dazu, dass in Deutschland geborene Kinder auslän-
discher Eltern bei Geburt automatisch die deutsche 

2	 Dazu gehörten Spätaussiedler*innen, Bürger*innen aus Ländern, 
die die Möglichkeit des Verzichts auf ihre Staatsangehörigkeit ver-
weigern (zu diesen Ländern gehören Iran, Afghanistan, Eritrea, Nige-
ria, Marokko und Syrien), und Bürger*innen in außergewöhnlich 
schwierigen Situationen, in denen der Verzicht auf eine andere 
Staatsangehörigkeit unmöglich ist.

https://www.ifo.de/albrecht-c
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Staatsbürgerschaft erhalten und somit nicht einge-
bürgert werden müssen.

Die aktuelle Zunahme ist primär darauf zurück-
zuführen, dass zunehmend die in den Jahren 2015/16 
nach Deutschland Geflüchteten die Einbürgerungs-
kriterien erfüllen. So bildeten Syrer*innen im Jahr 
2022 mit 29 % aller neu Eingebürgerten die größte 
Gruppe. Seit 2020 hat sich die Anzahl der syrischen 
Eingebürgerten versiebenfacht (Statistisches Bundes-
amt 2023a). 

Abbildung 2 zeigt sehr anschaulich, in welchem 
Maße die Einbürgerungszahlen von Syrer*innen seit 
2020 gestiegen sind. Seit 2021 fallen mit Abstand die 
meisten Einbürgerungen auf Syrer*innen. Vormals wa-
ren es türkische Staatsangehörige, die über viele Jahre 
an der Spitze standen. Da Syrer*innen erst seit 2015 
aufgrund des Krieges in großer Zahl nach Deutschland 
kamen, sind die nun hohen Einbürgerungszahlen be-
sonders bemerkenswert: 2021 erfolgten viele Einbürge-
rungen von Syrer*innen bereits nach sechs Jahren, was 
nur als Anerkennung »besonderer Integrationsleistun-
gen« möglich ist.3 Im Durchschnitt erfolgten 2021 9,4 % 
aller Einbürgerungen aufgrund besonderer Integrations-
leistungen, bei den Syrer*innen lag der Anteil bei 28,1 % 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 2022). 

3	 Dazu gehören sehr gute Sprachkenntnisse, besonders gute schuli-
sche, berufsqualifizierende oder berufliche Leistungen oder bürger-
schaftliches Engagement.

Aus Syrien zugewanderte Menschen haben folglich eine 
sehr hohe Einbürgerungsneigung. Grundsätzlich ist die 
Zusammensetzung der sich einbürgernden Menschen 
in Deutschland sehr heterogen: Ein Asylherkunftsland 
(Syrien) steht neben einem traditionellen »Gastarbeiter-
land« und einem anderen EU-Staat (Rumänien) (Worbs 
und Immerfall 2023).

WO STEHT DEUTSCHLAND IM VERGLEICH ZU  
ANDEREN LÄNDERN?

Im EU-Vergleich liegt Deutschland in Bezug auf seine 
Einbürgerungsquote deutlich unter dem EU-Durch-
schnitt: Im Jahr 2021 betrug der Anteil der Einge-
bürgerten an der ausländischen Bevölkerung 1,2 %,  
EU-weit lag der Anteil bei 2,2 %.4 Bezieht man nur ein-
gewanderte Menschen aus Drittstaaten außerhalb der 
EU ein, die tendenziell eine höhere Einbürgerungs-
neigung haben, lag Deutschland mit einer Quote  
von 1,5 % trotzdem unter dem EU-Durchschnitt von 
3,0 % (Eurostat 2023). Die jeweilige nationale Einbürge-
rungsgesetzgebung schlägt sich in den Zahlen nieder: 
Länder mit einer eher liberalen Einbürgerungsrege-
lung (z. B. Schweden, Niederlande, Belgien, Finnland)  
haben meist eine höhere Quote von Einbürgerungen 
als Länder mit restriktiveren Einbürgerungsregelun-
gen (z. B. Estland, Litauen, Österreich). Schweden, wo  
eine Einbürgerung bereits nach fünf Jahren möglich  
ist und weder ein bestimmtes Einkommen, noch 
Sprachkenntnisse nachgewiesen werden müssen, 
hat eine Einbürgerungsquote von 9,5 %. Österreich 
hingegen, wo eine Einbürgerung erst nach zehn  
Jahren erfolgen kann und sowohl Einkommensnach-
weise erbracht als auch Sprachkenntnisse belegt 
werden müssen, hat eine Einbürgerungsquote von 
nur 0,6 %. Bis zur Umsetzung der Reform des Staats-
bürgerschaftsrechts gehört Deutschland zu den  
EU-Ländern mit einer vergleichsweise restriktiven 
Einbürgerungsgesetzgebung (Eubel und Ghell 2023; 
Eurostat 2023). 

Betrachtet man alle seit mindestens zehn Jah-
ren im Land lebenden Eingewanderten, die 15 Jahre 
und älter sind, so zeigt sich, dass Deutschland sogar 
leicht über dem EU-Durchschnitt liegt: 2020 waren mit 
54,88 % über die Hälfte von ihnen eingebürgert, wo-
hingegen der EU-Durchschnitt bei 52,87 % lag (OECD 
und Europäische Kommission 2023). Ein Grund da-
für, dass knapp die Hälfte der theoretisch einbürge-
rungsberechtigten Menschen nicht eingebürgert ist, 
liegt darin, dass fast die Hälfte der schon länger in 
Deutschland lebenden Ausländer*innen aus einem an-
deren EU-Land stammen und diese aufgrund des ver-
gleichsweise geringeren Mehrwerts der Einbürgerung 
eine geringe Einbürgerungsneigung haben. Ein weite-
rer Grund ist, dass die bisherige Gesetzgebung, die 
Doppelstaatigkeit für Nicht-EU Bürger*innen nicht ge-

4	 Die Einbürgerungsquote ergibt sich aus der absoluten Anzahl ein-
gebürgerter Menschen relativ zur Gesamtzahl der ausländischen Be-
völkerung in einem Land.
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währt. In der Praxis gilt dies für viele Herkunftsländer 
allerdings nicht, so können beispielsweise Afghan*in-
nen, Syrer*innen oder Iraner*innen ihre ursprüngliche 
Staatsangehörigkeit niemals aufgeben. Die Folge ist, 
dass der Doppelpass in diesen Fällen gewährt wird. 
Für türkische Staatsangehörige, die in Deutschland 
die am häufigsten vertretene ausländische Bevölke-
rungsgruppe darstellen, gilt dies allerdings nicht. So 
haben lediglich 9,3 % der türkischstämmigen Einge-
bürgerten auch weiterhin den türkischen Pass. (Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 2022). 
Die Folge davon ist, dass die Einbürgerungsneigung 
von Türk*innen bislang niedrig ist. Vergleicht man 
das ausgeschöpfte Einbürgerungspotenzial, das alle 
ausländischen Personen mit einer Aufenthaltsdauer 
in Deutschland von mindestens zehn Jahren berück-
sichtigt, nach Herkunftsländern, so wird deutlich, dass 
türkische Staatsangehörige mit nur 0,9 % selten ein-
gebürgert sind. Unter dem deutschen Durchschnitt 
von 2,5 % liegen zudem andere EU-Staaten wie Italien 
(1,1 %), Griechenland (1,4 %) und Polen (1,7 %). Zu den 
Staaten, deren ausgeschöpftes Einbürgerungspoten-
zial weit überdurchschnittlich ist, zählen an erster 
Stelle Syrien, dessen Wert bei 107,7 %5 liegt. Eben-
falls über dem Durchschnitt liegen mit Iran (16,2 %) 
und Afghanistan (12,4) Asylherkunftsländer, deren 
ursprüngliche Staatsangehörigkeit nicht aufgegeben 
werden kann und somit die doppelte Staatsbürger-
schaft gewährt wird (Eubel und Ghelli 2023).

WARUM IST EINE VEREINFACHUNG DER  
EINBÜRGERUNG SINNVOLL?

Die Vereinfachung der Einbürgerung wird dazu bei-
tragen, die Zahl der in Deutschland lebenden Men-
schen mit allen politisch-partizipativen Rechten zu 
erhöhen. Es besteht heute in Deutschland, sowie in 
vielen anderen Ländern, eine erhebliche Diskrepanz 
zwischen der Wohnbevölkerung und der Wahlbevöl-
kerung. Dadurch werden einer bedeutenden Gruppe 
von Erwachsenen, die sich dauerhaft im Hoheitsgebiet 
dieser Staaten aufhalten, die politischen Rechte vor-
enthalten. In Bezug auf einen bestimmten Teil der Be-
völkerung ist das System der repräsentativen Demo-
kratie also praktisch unwirksam. Je größer der Anteil 
dieser Bevölkerung ist und je länger dieser Zustand 
anhält, desto weniger demokratisch ist das politische 
System eines bestimmten Staates (Panchenko 2021, S. 
40). Einbürgerungen können folglich dazu führen, dass 
sich ein entstandenes Demokratiedefizit verkleinert. 
Darüber hinaus weisen Hainmüller et al. (2015) am 
Beispiel der Schweiz nach, dass neu eingebürgerte 
Personen nicht nur genauso häufig wählen wie in der 
Schweiz Geborene, sie erhöhen auch ihr allgemeines 

5	 Der Wert über 100 % kommt deshalb zustande, weil die Anzahl der 
eingebürgerten Syrer*innen über dem Wert der Syrer*innen mit min-
destens zehn Jahren Aufenthalt liegt. Dies erklärt sich damit, dass 
Syrer*innen im Durchschnitt bereits nach 6,5 Jahren eingebürgert 
werden (Eubel und Ghelli 2023; Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) 2022).

politisches Wissen in dem Maße, dass sie ähnliche 
Werte wie gebürtige Schweizer*innen erreichen. 

Es existiert hinreichende wissenschaftliche Evi-
denz dafür, dass Einbürgerungen positive Effekte hin-
sichtlich der Integration sowohl auf gesellschaftlicher 
Ebene als auch in den Arbeitsmarkt haben. So begüns-
tigt die Einbürgerung die ökonomische Situation von 
Immigrant*innen in Deutschland, vor allem der ersten 
Generation. Einbürgerungen führen zu größeren Lohn-
steigerungen, stabileren Beschäftigungsverhältnissen 
und einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, in besser be-
zahlte Jobs und Sektoren zu wechseln. Die Effekte 
sind hierbei besonders für Frauen stark ausgeprägt 
(Gathmann und Monscheuer 2020). Gathmann und 
Garbers (2023) zeigen zudem, dass eine vergangene 
Verkürzung der Mindestaufenthaltsdauer von 15 auf 
acht Jahre zu einer höheren Arbeitsmarktpartizipa-
tion von Frauen geführt hat. Am meisten profitiert 
haben dabei Frauen aus armen Nicht-EU-Ländern. 
Darüber hinaus erreichen in Deutschland eingebür-
gerte Migrant*innen höhere Bildungsabschlüsse als 
jene ohne deutschen Pass (Seibert 2008).

Abgesehen von den positiven wirtschaftlichen 
Auswirkungen, fördert Einbürgerung auch die Integ-
ration auf weiteren Ebenen. So zeigt Fick (2016), dass 
Einbürgerung die Identifikation mit dem Aufnahme-
land steigert. Gathmann und Garbers (2023) kommen 
zu dem Ergebnis, dass die bereits erwähnte Verkür-
zung der Mindestaufenthaltsdauer dazu geführt hat, 
dass Frauen später heiraten und später Kinder be-
kommen – die Lücke zu Frauen deutscher Herkunft 
verringert sich dadurch signifikant. Für die Schweiz 
belegen Hainmüller et al. (2017), dass Einbürgerung 
die soziale Integration stark verbessert. So erhöhen 
sich die langfristigen Bleibeabsichten enorm, Einge-
bürgerte fühlen sich wesentlich seltener diskriminiert 
und lesen häufiger nationale Zeitungen als nicht ein-
gebürgerte Eingewanderte.

EINBÜRGERUNGSVORAUSSETZUNGEN VOR UND 
NACH DER GESETZESREFORM

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Einbürgerung 
betreffen derzeit die Aufenthaltsdauer in Deutschland, 
die Bindung an die Rechtsordnung, die Integration, die 
finanzielle Unabhängigkeit sowie die Vermeidung der 
Mehrstaatigkeit (StAG 1913) (mit Ausnahme der oben 
genannten Fälle). Im aktuellen Gesetzentwurf wird  
die Vermeidung der Mehrstaatigkeit aufgegeben. 
Andere Voraussetzungen werden im modifizierten 
Staatsangehörigkeitsgesetz teils erleichtert (z. B. Auf-
enthaltsdauer und Ausnahmen für die Gastarbeiter-
generation) und teils verschärft (Lebensunterhaltssi-
cherung) (BMI 2023b).

Aufenthaltsvoraussetzungen

Nach aktuell geltendem Recht ist ein rechtmäßiger 
und gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland (unbe-
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fristetes oder auf Dauer angelegtes Aufenthaltsrecht) 
von mindestens acht Jahren erforderlich (in bestimm-
ten Fällen kann die Frist bis auf sechs Jahre verkürzt 
werden). 

Das modernisierte Staatsangehörigkeitsrecht 
verkürzt die Mindestaufenthaltsdauer bis zur Ein-
bürgerung von acht auf fünf Jahre. Bei »besonderen 
Integrationsleistungen« wie sehr guten Sprachkennt-
nissen (C1), ehrenamtlichem Engagement oder guten 
berufsqualifizierenden oder beruflichen Leistungen 
kann die Einbürgerung nun bereits nach drei Jahren 
erfolgen (BMI 2023b). Für in Deutschland geborene 
Kinder ausländischer Eltern wird zukünftig gelten, 
dass sie die deutsche Staatsbürgerschaft ab Geburt 
erhalten, wenn ihre Eltern seit mindestens fünf Jahren 
dauerhaft in Deutschland leben (vormals acht Jahre 
Mindestaufenthaltsdauer). Damit wird den in Deutsch-
land zur Welt kommenden und hier aufwachsenden 
Kindern ausländischer Eltern, frühzeitig die deutsche 
Staatsangehörigkeit zuerkannt, um ihre gesellschaft-
liche Teilhabe zu verbessern (AWO 2023). Allerdings 
betont die Türkische Gemeinschaft in Deutschland 
(TGD), dass eine echte politische und gesellschaftli-
che Teilhabe für in Deutschland geborene Kinder erst 
ermöglicht wird, wenn sich ein uneingeschränkter »ius 
soli« im Gesetzestext wiederfindet. Unabhängig von 
der Staatsangehörigkeit und dem Aufenthaltsstatus 
der Eltern muss jedes neugeborene Kind einen deut-
schen Pass erhalten (TGD 2023).

Rechtliche Voraussetzungen

Nach aktuellem Recht wird vorausgesetzt, dass sich 
Einbürgerungsinteressierte zur freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung des Grundgesetzes beken-
nen, ihre Identität und Staatsangehörigkeit geklärt 
ist sowie keine Verurteilungen wegen schwerer Straf-
taten vorliegen und keine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit besteht.

Der Entwurf zum modernisierten Staatsangehö-
rigkeitsrechts konkretisiert und verschärft die rechtli-
chen Voraussetzungen, was bei zivilgesellschaftlichen 
Organisationen Kritik hervorruft. Zum Beispiel wurde 
der Passus zur »Einordnung in die deutschen Lebens-
verhältnisse« im neuen Gesetzentwurf gestrichen. 
Stattdessen wird der Begriff der freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung dahingehend konkretisiert, 
dass »antisemitische, rassistische, fremdenfeindliche 
oder sonstige menschenverachtende Handlungen« 
nicht mit dem im Grundgesetz festgehaltenen Grund-
satz der Menschenwürdegarantie vereinbar sind und 
somit ein Ausschlusskriterium für die Einbürgerung 
darstellen (BMI 2023b). Diese Regelung ist Pro Asyl 
zufolge zu vage, da nicht klar aus dem Gesetzestext 
hervorgeht, wo eine solche Handlung beginnt und 
wo sie aufhört. Zudem regelt sie nicht den Zeitraum, 
nach dem die entsprechenden Vergehen einer Ein-
bürgerung nicht mehr entgegenstehen, und erfordert 
Prüfaufwände, die die Einbürgerungsbehörden we-

der inhaltlich noch vom Zeitaufwand leisten können  
(Pro Asyl 2023). Darüber hinaus äußern Vertreter*in-
nen der TGD die Sorge, dass von der Meinungsfrei-
heit oder der Teilnahme an Demonstrationen erfasste 
Meinungen zukünftig zu Ausschlusskriterien werden 
könnten (TGD 2023). 

Der neue Gesetzentwurf enthält einen Verweis 
zur Achtung der im Grundgesetz festgelegten »Gleich-
berechtigung von Mann und Frau«. Diesen hält der 
Deutsche Juristinnenbund (djb) für zu unkonkret, da 
der Wertungsspielraum für die Behörden groß ist und 
durch die Bezugnahme auf das Grundgesetz keine 
konkreten Verhaltensvorgaben für Bürger*innen ge-
macht werden können. Weiterhin wird die Mehrehe 
als Ausschlusstatbestand im neuen Gesetz aufgeführt. 
Danach ist eine Frau, die mit einem Mann verheiratet 
ist, der in Mehrhehe lebt, von einer Einbürgerung aus-
geschlossen. Dabei wird verkannt, dass »wirtschaft-
liche, finanzielle oder andere Abhängigkeitsverhält-
nisse und kulturelle Erwartungen dazu führen, dass 
Frauen mit einem Mann verheiratet sind, der mehrere 
Ehefrauen hat.« Auch aufgrund der Tatsache, dass 
strukturelle Diskriminierungen im Familienrecht ei-
niger Herkunftsländer festverankert sind, kann nicht 
davon ausgegangen werden, dass sich Frauen freiwillig 
in eine Mehrehe begeben (djb 2023, S. 4).

Integrationsvoraussetzungen

Nach aktuell geltendem Staatsangehörigkeitsrecht 
müssen Einbürgerungsberechtigte ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Sprache (auf dem Niveau 
B1 des Gemeinsamen europäischen Referenzrahmens 
für Sprachen) nachweisen und Kenntnisse der Rechts- 
und Gesellschaftsordnung sowie der Lebensverhält-
nisse in Deutschland (Einbürgerungstest) belegen.

Der Entwurf des modernisierten Staatsangehö-
rigkeitsrecht sieht nun einen erleichterten Zugang 
zur deutschen Staatsbürgerschaft für Angehörige der 
sogenannten Gastarbeitergeneration durch die Ab-
senkung des nachzuweisenden Sprachniveaus vor. 
Diese Änderung erkennt die Tatsache an, dass es 
für Zugewanderte infolge der Abwerbeeinkommen 
keine Sprach- und Integrationskurse gab. Zukünftig 
soll es für sie ausreichen, lediglich mündliche Kennt-
nisse nachzuweisen, und auch der Einbürgerungstest 
entfällt für diese Gruppe (BMI 2023b). Pro Asyl (2023) 
schlägt zusätzlich vor, allgemein für über 60-Jährige 
einen vereinfachten Zugang zu ermöglichen, da der 
Spracherwerb gerade älteren Menschen häufig sehr 
schwerfällt und so auch die vor Krieg geflohenen äl-
teren Menschen berücksichtigt würden.

Im Zusammenhang mit den Integrationsvor-
aussetzungen sind auch die Anforderungen an das 
Sprachniveau für die beschleunigte Einbürgerung nach 
drei Jahren zu erwähnen. Der Gesetzentwurf sieht 
vor, dass durch den Nachweis der Sprachkenntnisse 
auf der Stufe C1 des Gemeinsamen Referenzrahmens 
für Sprachen eine Einbürgerung früher erfolgen kann 
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(BMI 2023b). Einige Organisationen halten diese An-
forderung für überzogen, da das Sprachniveau B2 
auch für eine beschleunigte Einbürgerung ausreicht  
(Pro Asyl 2023).

Finanzielle Voraussetzungen

Das geltende Recht bestimmt nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 StAG, 
dass Einbürgerungsinteressierte ihren Lebensunterhalt 
ohne den Bezug von Sozialleistungen selbst bestreiten 
können müssen oder deren Inanspruchnahme nicht 
zu vertreten haben. 

Der letzte Teilsatz wurde aus dem Gesetzent-
wurf nun entfernt. Es wird nun klar genannt, unter 
welchen Voraussetzungen der Sozialleistungsbezug 
die Einbürgerung nicht ausschließt. Laut Gesetzent-
wurf wird es davon für ehemalige Gastarbeiter*innen 
und Vertragsarbeitnehmer*innen Ausnahmen geben. 
Weitere Ausnahmen sieht der Entwurf nur noch für 
Personen, die in den letzten 24 Monaten mindestens  
20 Monate vollzeitbeschäftigt waren, sowie Ehe-
gatt*innen oder eingetragene Lebenspartner*innen 
einer aus der zuvor genannten Gruppe vor, wenn sie 
mit einem minderjährigen Kind in familiärer Gemein-
schaft leben (BMI 2023b).

Eine alleinerziehende Mutter, die neben einer 
Teilzeitbeschäftigung aufstockende Sozialleistungen 
bezieht, ist somit nach der neuen Gesetzgebung nicht 
einbürgerungsberechtigt. Auch Eltern, die sich Sorge-
arbeit gleichberechtigt aufteilen, gleichermaßen in 
Teilzeit beschäftigt sind, aber aufstockende Sozial-
leistungen erhalten, sind von der Einbürgerung aus-
geschlossen. Des Weiteren schließt der Gesetzentwurf 
pflegende Angehörige, Menschen mit Behinderung 
oder ältere Menschen aus, die einer Vollzeiterwerbs-
tätigkeit nicht oder nicht mehr nachgehen können. 

Der Gesetzentwurf fördert und verfestigt ein tra-
ditionelles Familienbild mit stereotypen Rollenbildern, 
nach der eine Person als Familienernährer*in fungiert 
und die andere für Familien- und Hausarbeit zuständig 
ist. Verbände sprechen von einer mittelbaren Diskri-
minierung einbürgerungswilliger Frauen, die verfas-
sungsrechtliche Bedenken aufwirft, und kritisieren 
den diskriminierenden Charakter der Gesetzesände-
rung, der die anderen positiven Reformvorschläge 
konterkariert (AWO 2023; Der Paritätische Gesamt-
verband 2023; djb 2023; Pro Asyl 2023; TGD 2023). 

Mehrstaatigkeit: Von der Vermeidung  
zur Akzeptanz 

Der derzeitige Grundsatz der Vermeidung von Mehr-
staatigkeit erfordert den Verzicht auf die vorherige 
Staatsangehörigkeit. Der Grund dafür ist die traditio-
nelle Auslegung der Mehrstaatigkeit als unerwünschter 
Rechtsstatus einer Person gegenüber dem Staat, der 
eine potenzielle und oft direkte Bedrohung für die 
Sicherheit des Staates und seine nationale Einheit 
darstellt. Eine Person, die eine doppelte Staatsbür-

gerschaft besitzt, ist nicht nur mit der Möglichkeit 
einer doppelten Haftung konfrontiert, sondern auch 
mit der möglichen Einschränkung bestimmter Rechte, 
da der Staat seine nationale Sicherheit schützen muss 
(Panchenko 2021, S. 39). Mit zunehmenden Migrati-
onsprozessen wird die doppelte Staatsbürgerschaft 
jedoch immer häufiger, da die Migrant*innen politi-
sche und volle soziale Rechte in den Aufnahmeländern 
anstreben und gleichzeitig enge Beziehungen zu ihren 
Herkunftsländern aufrechterhalten.

In Deutschland verzögert sich das Verfahren zur 
Erlangung der Staatsangehörigkeit häufig, weil die 
Staatsangehörigkeit des Herkunftslandes aufgege-
ben werden muss. Dazu muss die antragstellende 
Person zunächst einen positiven Bescheid des Bun-
desamts für Ausländerfragen über die Zusicherung 
der deutschen Staatsangehörigkeit erhalten. Auf der 
Grundlage dieser Bescheinigung beginnt das Verfah-
ren zum Verzicht auf die Staatsangehörigkeit des Her-
kunftslandes, das häufig mit der Verpflichtung endet, 
den Reisepass bei der diplomatischen Vertretung des 
Landes in Deutschland abzugeben. Das Hauptprob-
lem ist jedoch nicht die lange Wartezeit, sondern 
die Zurückhaltung, die bisherige Staatsbürgerschaft 
aufgrund enger Bindungen zum Herkunftsland auf-
zugeben. Die erste Staatsbürgerschaft bedeutet für 
viele nicht nur einen legalen Status, sondern wird oft 
als integraler Bestandteil der individuellen Identität 
wahrgenommen. Aus diesem Grund stellt die dop-
pelte Staatsbürgerschaft eine formale Anerkennung 
des gesellschaftlichen Phänomens einer gespaltenen 
Identität dar. Vor fast 40 Jahren stellte der Staatsbür-
gerschaftsforscher Thomas Hammar fest, dass das 
Interesse von Einwohner*innen an einer Einbürge-
rung zunimmt, wenn Staaten, die den eingebürgerten 
Personen die Bedingung auferlegen, ihre vorherige 
Staatsbürgerschaft aufzugeben, toleranter gegenüber 
der doppelten Staatsbürgerschaft wären (Hammar 
1985). Wenn die doppelte Staatsbürgerschaft erlaubt 
ist, haben Einbürgerungswillige weder mit den mora-
lischen und psychologischen Problemen zu kämpfen, 
die mit dem Verzicht auf die vorherige Staatsbürger-
schaft verbunden sind, noch mit rein materiellen Pro-
blemen, wie dem Erbe oder dem Erwerb von Eigentum 
im Herkunftsland, der visafreien Einreise in dessen 
Hoheitsgebiet usw.  

Es war nicht einfach, sich auf die Bestimmungen 
des Gesetzentwurfs zur Multinationalität zu einigen, 
und zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Gesetzent-
wurfs gab es viele Stellungnahmen: Werden die Länder 
und Verbände dieser Position zustimmen? Werden 
Einwandernde wirklich nicht mehr gezwungen sein, 
»einen Teil ihrer Identität aufzugeben«? (WDR 2023). 
Die ersten Rückmeldungen zahlreicher Vereine und 
Verbände zeigten jedoch, dass Multinationalität an 
sich sehr positiv wahrgenommen wird, was ihre Vor-
wegnahme und wahre Notwendigkeit bestätigte. Trotz 
des Prinzips zur Vermeidung von Mehrstaatigkeit wird 
sie bei einer großen Zahl von Eingebürgerten aufgrund 
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von Sonderregelungen bereits angewendet (74,1 % 
im Jahr 2022, vgl. Statistisches Bundesamt 2023b).  
Der Grundsatz gilt bereits für viele de facto nicht. Tat-
sächlich sind nur Angehörige bestimmter Nationalitä-
ten, für die das Verbot der doppelten Staatsbürger-
schaft bestehen bleibt, an einer Modernisierung der 
Gesetzgebung interessiert. 

FAZIT

Mit der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts, das 
Einbürgerungen erleichtert, erkennt Deutschland die 
Tatsache an, dass Deutschland ein Einwanderungs-
land ist.

Einbürgerung ermöglicht die politische Partizipa-
tion, die rechtliche Gleichstellung und verbessert die 
gesellschaftliche Teilhabe. Darüber hinaus ist wissen-
schaftlich gut belegt, dass Einbürgerungen die soziale 
und ökonomische Integration der eingebürgerten Men-
schen fördern. Sie fühlen sich weniger diskriminiert, 
finden schneller Arbeit und verdienen mehr.

Die Gesetzesreform erleichtert einerseits den Zu-
gang zur deutschen Staatsbürgerschaft, indem die für 
die Einbürgerung erforderliche Mindestaufenthalts-
dauer in Deutschland deutlich gesenkt wird. Auch 
für Angehörige der Gastarbeitergeneration werden 
die Hürden für die Erlangung der Staatsbürgerschaft 
als Signal für die Anerkennung ihrer Lebensleistung 
gesenkt. Auf der anderen Seite beinhaltet die Geset-
zesreform Neuerungen, die den Zugang zur Staats-
bürgerschaft erschweren. Das betrifft an erster Stelle 
die Neuregelung zur finanziellen Eigenständigkeit und 
die nun konkretisierten Ausschlussgründe für eine 
Einbürgerung.

Die fortschrittlichste Änderung der Reform ist 
die Einführung der Mehrfachstaatsbürgerschaft, da 
die Notwendigkeit, die bisherige Staatsbürgerschaft 
als Teil der Identität aufzugeben, für viele Generati-
onen von Migrant*innen ein Hemmnis war. Es ist zu 
erwarten, dass viele Ausländer*innen, die bereits seit 
vielen Jahren in Deutschland leben und gute Integra-
tionsleistungen erzielt haben, die deutsche Staats-
bürgerschaft beantragen werden. Unter ihnen sind 
vor allem ehemalige Gastarbeiter*innen – allen voran 
türkische Staatsangehörige – sowie Menschen aus an-
deren Ländern, die in Deutschland Zuflucht gefunden 
haben. Allerdings wird vielen von ihnen der Zugang 
zur Staatsbürgerschaft aufgrund der neuen Regelung 
zur Stärkung der Lebenserhaltungspflichten verwehrt 
bleiben. Wegen seines diskriminierenden Charakters 
und den damit einhergehenden verfassungsrechtli-
chen Bedenken dürfte insbesondere dieser Passus 
weiter für Diskussion sorgen. Es wäre außerdem er-
forderlich, dass die ohnehin schon überlasteten Ein-
bürgerungsbehörden mit dem Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes personell gestärkt werden, die Verwaltung 
digitalisiert wird und Einbürgerungskampagnen ge-
startet werden.
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